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Externe Demokratieförderung gehört in Europa erst seit relativ kurzer Zeit zum Instrumentarium au-
ßenpolitischen Handelns. Umso beeindruckender ist, mit welcher Dynamik und Vielschichtigkeit
dieses Aktionsfeld seit der Zeitenwende 1989/90 an Konturen gewonnen hat. Mit Hinblick auf die
Region Ost-, Ostmittel- und Südosteuropa sowie die ehemaligen Sowjetrepubliken Zentralasiens
und im südlichen Kaukasus wird – analog zu den starken Unterschieden bei Verlauf, Formen und
Folgen des politischen Systemwechsels – auch bei der Einschätzung der Auswirkungen und Effi-
zienz von Demokratieförderung oft ein starkes Erfolgsgefälle ausgemacht. So haben sich die Staaten
des Baltikums und Ostmitteleuropas innerhalb kürzester Zeit aus Zielländern zu aktiven „Demokrati-
sierern“ mit eigenen Zielstellungen und Strategien entwickeln können (Jonavicius 2008). Den ande-
ren Gegenpol bilden die Staaten Zentralasiens, im Südkaukasus (Georgien mit Einschränkungen),
die Russische Föderation und die Republik Belarus, wo der EU mitunter vorgeworfen wird, mit ihrer
Strategie versagt zu haben (Hanisch 2004; McFaul 2005a; Mendelson 2001; Wieck 2006). Ambiva-
lent fällt das Urteil für die Ukraine, die Republik Moldau und Georgien aus, wo die Annäherungsab-
sichten der jeweiligen Regierungen an die EU bis hin zur vollständigen Integration noch vorrangig
deklaratorischer Natur sind (McFaul 2007) und zudem auch die Europäische Union selbst momentan
nicht die entsprechende Inklusionskraft entfalten kann. Das Engagement auf dem westlichen Balkan
ist hingegen vor allem mit der Zielsetzung von zivilem Krisenmanagement im Rahmen der Europäi-
schen Sicherheits- und Verteidigungspolitik in Zusammenhang zu bringen und folgt demnach einer
separat zu betrachtenden Logik externer Demokratieförderung (vgl. Schimmelpfennig 2007: 127
ff.). Wie ist die Rolle europäischer, externer Demokratieförderung einzuschätzen, welche
Erfolgsbedingungen bestehen für entsprechende Maßnahmen in Osteuropa und was ist vor dem
Hintergrund eines sich international stark wandelnden Umfeldes noch erwartbar?
In diesem Beitrag sollen zunächst die zentralen Grundsätze und Prioritäten europäischer Demokra-
tieförderung herausgestellt werden, die am deutlichsten in einer Gegenüberstellung mit dem
US-amerikanischen Ansatz zu Tage treten. Hieran schließt sich eine Einschätzung der EU als exter-
ner „Demokratisierer“ an. In der betreffenden Region lässt sich die Relevanz einiger unerwarteter
und dem eigentlichen Förderziel der Demokratisierung mitunter zuwider laufenden „Nebeneffekte“
feststellen, auf die ebenfalls in diesem Beitrag eingegangen wird. Abschließend werden auf dieser
Grundlage einige Entwicklungsperspektiven und der künftige Handlungsrahmen europäischer
Demokratieförderung vor dem Hintergrund aktueller Herausforderungen skizziert.
Grundannahmen, Problemstellungen, Thesen
Diesem Beitrag liegt zunächst folgende Definition zugrunde: Externe Demokratieförderung umfasst
die Gesamtheit aller nichtmilitärischen, (in)direkt von öffentlichen wie privaten ausländischen Ak-
teuren umgesetzten Maßnahmen, mit denen im Rahmen der Liberalisierung und Demokratisierung
autokratischer Regime oder der Konsolidierung und Restauration der Demokratie die nachhaltige
Etablierung zumindest minimaler Kriterien liberaldemokratisch und republikanisch verfasster Staa-
tenordnungen und entsprechender politischer Entscheidungsprozesse erwirkt werden soll (vgl. Bur-
nell 2007: 1 ff.; DIE 2009: 2; Sandschneider 2003: 3 f.; Schmitter / Brouwer 1999: 12 ff.). Vor dem
Hintergrund unterschiedlicher Erwartungshaltungen an Ziele und Aufgaben externer Demokratie-
förderung in der hier relevanten Region sowie deren Leistungen und Grenzen nähert sich dieser Bei-
trag dem Thema über folgende Grundannahmen und Problemstellungen an, die in der wissenschaftli-
chen Auseinandersetzung mit externer Demokratieförderung zunehmend an Bedeutung gewinnen:
 Demokratieförderung befindet sich aus der Perspektive eines normativ motivierten Exports von
universalistisch anwendbaren und alternativlos scheinenden Normen, Werten und Prinzipien in ei-
ner tiefen Sinnkrise. Westliche Demokratien haben viel von ihrer ursprünglichen Glaubwürdigkeit
und Anziehungskraft eingebüßt und dienen längst nicht mehr als vorbehaltslos übernommene Ge-
sellschaftsentwürfe mit klaren Zielvorgaben und Orientierungsleistungen für Systemwechselstaa-
ten. Dieser Befund ist unter anderem auch auf eine Krise der Demokratie in den Geberländern
selbst zurückzuführen. Die gegenwärtig stark eingeschränkte Anziehungskraft und der enge
Handlungsrahmen der EU als Demokratiepromoter in der hier relevanten Region ergibt sich vor-
rangig aus den andauernden, institutionellen Strukturanpassungen, deren Lösung mit dem Verfas-
sungsvertrag zunächst gescheitert (vgl. Gänzle 2007: 110 f.), gegenwärtig jedoch mit der
Neuverhandlung des Vertrags von Lissabon vor dem Abschluss stehen.
 Die normativ fundiert betriebene externe Demokratisierung kommt immer häufiger einer riskan-
ten Gratwanderung gleich: Zum Einen dient sie als Instrument einer als legitim empfundenen So-
zialisierung von Gesellschaften mit dem Verweis auf universal gültige Normen, Werte und Prinzi-
pien. Da dadurch der Entgrenzung des Nationalstaatsprinzips Vorschub geleistet wird, sieht sich
die Praxis externer Demokratieförderung andererseits dem Vorwurf ausgesetzt, international
anerkannte Prinzipien des Völkerrechts (Nichteinmischung, Souveränität) zu unterwandern und
zudem andere subjektive Interessenlagen (wirtschaftliche, politische, kulturelle) der Geberländer
zu befördern (vgl. Krasner 2008; McFaul 2004: 153 ff.). Wie lässt sich dieser Widerspruch
aufheben und das hier angelegte Konfliktpotential entschärfen?
 Motivationen, Ziele und Wirkungsweisen externer Demokratieförderung werden auch im Kontext
des Verlustes einer klaren Vorstellung von einer idealen „Ankunftsgesellschaft“ in einigen Sys-
temwechselstaaten in der Region zunehmend ambivalenter. So haben sich semiautokratische und
andere hybride Regime mit dem Anpassungsdruck externer Demokratieförderung sehr gut arran-
gieren können und diese teilweise gar zur Stabilisierung ihrer Position nutzen können. Auch die
vermeintliche Vorreiterrolle der 2004 (Polen, Ungarn, Tschechien, Slowakei, Slowenien, Estland,
Lettland, Litauen) und 2007 (Bulgarien, Rumänien) der EU beigetretenen Staaten verblasst vor
dem Hintergrund zunehmender Zweifel an einer durch politische Konditionalität und der Aussicht
auf Vollmitgliedschaft erzeugten, nachhaltigen Demokratisierung (vgl. Ekiert 2007: 15 ff.; Gaw-
rich / Lapins 2006: 9 ff.; Schimmelpfennig 2007: 139 f.; Steunenberg / Dimitrova 2007). Maßnah-
men externer Demokratieförderung können zu sehr ambivalenten Resultaten führen; mitunter der
Demokratiequalität und Demokratiekonsolidierung in einer Zielregion sogar abträglich sein. Die
maßgeblich durch externe Akteure herbeigeführten „zweiten Systemwechsel“ der Farb- und
Wahlrevolutionen sind so beispielsweise voreilig als demokratischer Durchbruch bezeichnet wor-
den (Forbrig / Demeš 2007; Karatnycky / Ackerman 2005; McFaul 2005b: 6 ff.) und haben die in-
nenpolitische Situation in einigen Staaten (Ukraine, Georgien) eher destabilisiert. Wie ist die
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Effizienz externer Demokratieförderung in diesen Fällen einzuschätzen und welche Lehren sind
daraus für die künftige Formulierung und Umsetzung externer Demokratieförderung zu ziehen?
Grundsätze und Prioritäten europäischer Demokratieförderung
In diesem Abschnitt erfolgt eine Kurzdarstellung von Anspruch, Strategie, Ausrichtung, Wahl von
Instrumentarien und der Umsetzung europäischer Demokratieförderung, wobei eine Gegenüberstel-
lung mit den USA einige Besonderheiten illustrieren soll. Im Zusammenspiel beider zu kennzeich-
nender Ansätze lassen sich komplementäre und kooperative Elemente; in einigen Aspekten jedoch
auch eine deutlich eingeschränkte Kompatibilität nachweisen (vgl. Basile 2009: 25 ff.; Kopstein
2006). Um diese Aussagen zu stützen, stellt sich bei der Untersuchung externer Demokratieförde-
rung aus vergleichender Perspektive demnach die Frage, was, wer, wo, warum und wie gefördert
wird (vgl. Basile 2009: 1 ff.; Sandschneider 2003: 11).
Im Vergleich zur EU und ihrer Mitgliedstaaten hat externe Demokratieförderung in den USA eine
lange Tradition, die sich bis ins 19. Jahrhundert zurückverfolgen lässt. Dabei sind signifikante Para-
digmenwechsel vollzogen worden, wobei Demokratieförderung sehr häufig realpolitisch motiviert
und insbesondere im Kontext des Ost-West-Konflikts durch eine widersprüchliche Doppelmoral ge-
rade auch gegenüber autokratischen politischen Regimen unterschiedlichster Couleur gekennzeich-
net war (Bunce / Wolchik 2006: 1 ff.; Basile 2009: 10 f.; Carothers 2007a; Krasner 2008: 2 ff.). Die
USA sehen sich gegenwärtig in besonderem Maße mit einem zunehmenden Vertrauens- und Glaub-
würdigkeitsverlust konfrontiert. Der Legitimitätsanspruch der USA als Promoter von Demokratie als
„world value“ (McFaul 2004) hat starken Schaden genommen. In erster Linie ist dies auf das unilate-
rale, außenpolitische Handeln (Irak) sowie fragwürdige Verfahrensweisen (Guantanamo, Abu Ghu-
raib) zurückzuführen. Hinzu treten illiberale Regierungspraktiken in der Innenpolitik. Die anhalten-
de Debatte um die Reformierung des Wahlsystems in den USA im Allgemeinen und der fragwürdige
Ausgang der Präsidentschaftswahlen 2000 im Besonderen hat so beispielsweise die russische Staats-
duma veranlasst, ihrerseits Wahlbeobachter in die USA zu entsenden und somit den amerikanischen
„Überwachungsanspruch“ demokratischer Wahlen generell in Frage zu stellen (Bunce / Wolchik
2006: 11 f.; Carothers 2007b: 20 ff.). Erschwert werden alle Rehabilitierungsversuche der USA
durch den Umstand, dass die allgemeine Aufbruchsstimmung im Zuge des als „Sternstunde der De-
mokratie“ empfundenen Umbruchs 1989/91 in Osteuropa zunehmend neuen Handlungs- und Denk-
mustern kompetitiver Geopolitik weicht (vgl. Carothers 2007b: 19 ff.; Youngs 2008: 1 f.). Trotz
zahlreicher programmatischer Übereinstimmungen lassen sich einige signifikante Unterschiede bei
der Konzeption und Umsetzung externer Demokratieförderung der EU ausmachen.
Der proaktiven oder antizipativen Ausrichtung der USA wird generell ein eher reaktiver Ansatz der
EU gegenübergestellt. Sowohl die USA als auch die EU unterstreichen in entsprechenden Strategien,
dass mit externer Demokratieförderung in erster Linie die Absicherung und Verbreitung poli-
tisch-moralischer Wertvorstellungen mit universalem Geltungsanspruch verfolgt wird (Basile 2009:
12 f.; Epstein / Serafino / Miko 2007: 18-27). Zentral ist dabei das normativ gestützte, wenngleich
auch elastisch und diffus formulierte Konzept von „good governance“, dem sich auf vielfältige Wei-
se angenähert werden kann. Im Kern handelt es sich um den prozessualen Rahmen „legitimen demo-
kratischen Regierens“ (Jünemann / Knodt 2006: 113), der insbesondere den Schutz von Menschen-
rechten und Grundfreiheiten, die Etablierung von Rechts- und Verfassungsstaatlichkeit, die institu-
tionelle Einbettung von Regierungshandeln, einheitliche Rechtssetzung und -sprechung, Justiz- und
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politisch-administrative Reformen sowie die Einbeziehung intermediärer, zivilgesellschaftlicher
Strukturen umfasst (vgl. DIE 2009; GTZ 2004). Dabei wird häufig auf die in der Friedens- und Kon-
fliktforschung vorherrschende Prämisse hingewiesen, Demokratien würden eine besonders hohe
„Friedensfähigkeit“ aufweisen.1
Das Instrumentarium externer Demokratieförderung reicht dabei über „softe“ diplomatische Maß-
nahmen über wirtschaftliche Sanktionen bis hin zu militärischen Aspekten, wobei letztere jedoch
von der eingangs dargelegten Definition ausgenommen worden sind. Dieser Aspekt ist im Unter-
schied zu den USA auch in allen offiziellen Programmen und Strategien der EU ausgeklammert wor-
den. Aus dem Selbstverständnis der EU als Zivilmacht ergibt sich, dass die Anwendung militärischer
Instrumente sich grundsätzlich in einen klar definierten Rahmen von Prinzipien und Bedingungen
(effektiver Multilateralismus; Mandat durch UN; Regierungen oder Einbettung in andere internatio-
nale/regionale Institutionen; im Rahmen von Konfliktprävention, Friedenssicherung oder „Friedens-
erzwingung“) einzufügen hat (vgl. Basile 2009: 20 ff.; Beichelt 2007: 12 ff.).
Hieran knüpft ein weiterer, ganz entscheidender Gegensatz an, der die Einschätzung betrifft, durch
welche Wirkungskräfte autokratische Regime oder unterschiedliche Formen illiberaler Demokratien
zur Öffnung bewegt oder aufgeweicht werden können. Der von den USA favorisierte „bot-
tom-up-approach“ erzeugt im Idealfall einen von zivilgesellschaftlichen Akteuren ausgeübten
Druck, in dessen Folge sich der Zusammenbruch von autoritären Regimen sowie die Errichtung von
Demokratie und Marktwirtschaft einstellen (Basile 2009: 24 f.). Dieser Ansatz impliziert auch ein
aktives Eingreifen nach dem Prinzip “topple the leader…and let civil society take over“ (Kopstein
2006: 2). Im Gegensatz hierzu verfolgt die EU in der hier relevanten Region sehr deutlich einen
„top-down-approach“, bei dem die Kooperation mit den amtierenden Regierungen und den relevan-
ten politischen Eliten gesucht wird. Die Maßnahmen richten sich auf die Etablierung und Stabilisie-
rung der bereits erwähnten Prinzipien legitimen demokratischen Regierens, ohne jedoch zwingend
einen Regimewechsel einleiten zu müssen. So wird gerade auch die EU-Osterweiterung überwie-
gend als „Elitenprojekt“ gewertet, bei dem die öffentliche Unterstützungshaltung sich in den betref-
fenden Staaten oft erst im Nachhinein eingestellt hat (Raik 2004: 567 ff.); Sandschneider 2003: 34
ff.). Dieser Ansatz der EU setzt im Übrigen auch bewusst und pragmatisch auf gewisse Lernprozesse
von Amtsinhabern in autokratischen Regimen oder defekten Demokratien.2 Die Gründe für dieses
Vorgehen ergeben sich aus dem Zielkonflikt zwischen Stabilisierungs- und Sicherheitspolitik
einerseits und der in der Regel nachgeordneten Rolle der EU als normativ handelnder
Demokratiepromoter (vgl. Fröhlich 2007: 75 ff.; Gänzle 2007: 119 ff.; Jünemann / Knodt 2006: 116
ff.).
Generell lassen sich externe Akteure in internationale und multilaterale regionale Organisationen,
Nationalstaaten sowie NGOs unterscheiden (Sandschneider 2003: 23 ff.). Die für die EU typische
Vielfalt von Akteuren, Formen und Finanzierungsquellen externer Demokratieförderung stellt dabei
vor allem auch eine gewisse Konkurrenzsituation und gegenseitige Kontrolle sicher. Darüber hinaus
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1 Die Gesetzmäßigkeit, Demokratien würden gegeneinander keinen Krieg führen, ist nach Auffassung eini-
ger Politikwissenschaftler lediglich für die Periode 1946-1980 relevant. Im Zusammenhang mit sicher-
heitspolitischen Dilemmata wird mitunter autokratischen Regimen aufgrund ihrer vermeintlich effektive-
ren Entscheidungsstrukturen sogar eine höhere „Friedensfähigkeit“ zugeschrieben (vgl. Epstein / Serafino /
Miko 2007: 7-11).
2 Als Beispiele hierfür können die Republik Belarus, Armenien, Aserbaidschan und die zentralasiatischen
ehemaligen Sowjetrepubliken angeführt werden.
lässt sich innerhalb der Strukturen und Akteure externer Demokratieförderung zwischen den Mit-
gliedstaaten der EU und auch auf nationaler Ebene eine Arbeitsteilung nach bestimmten Arbeitsbe-
reichen und Instrumenten ausmachen (Brucker 2007: 303 ff.; Langdon 2007; Youngs 2008: 10).
Hieran knüpft sich jedoch die Schwierigkeit der Koordination und Abstimmung von Strategien, Ziel-
stellungen und Organisationsstrukturen.3
Externe Demokratieförderung kann grundsätzlich nie ausschließlich normativ motiviert sein und
geographische, ökonomische, kulturelle oder sicherheitspolitische Interessenlagen spielen bei den
Geberländern stets eine erhebliche Rolle. Dies kann mitunter zu einer gewissen Inkonsistenz und Be-
liebigkeit bei der Instrumentenwahl und Implementierung von Maßnahmen führen (Jünemann /
Knodt 2006: 120 ff.; Sandschneider 2003: 15-20; Schimmelpfennig 2007: 139 ff.). Dennoch steht
gerade der europäische Integrationsprozess – und dies nicht erst im Kontext der EU-Osterweiterung
(Ekiert 2007: 1 ff.) – für ein zuvor beispielloses Maß an Demokratisierung erzeugender konzeptio-
neller Stringenz. Im Zentrum steht dabei ein an das Prinzip Konditionalität gekoppeltes Set politi-
scher und ökonomischer Anreize, das die sukzessive Angleichung der Staaten des Baltikums und
Ostmitteleuropas bis zur vollständigen Integration ermöglicht hat (Schimmelpfennig 2007: 127 ff.).
Für die hier relevante Region in ihrer Gesamtheit hat die EU bereits frühzeitig einen mehrgleisigen
Kurs eingeschlagen. So wurden sehr deutlich potentielle Kandidaten für eine EU-Mitgliedschaft
(Ostmitteleuropa, Baltikum), von einem erweiterten Kandidatenkreis (Balkan) und einem semiper-
iphären Raum (GUS) unterschieden. Für Letzteren wurde mit der Europäischen Nachbarschaftspoli-
tik ein Konzept entwickelt, das mehr als Kooperation, jedoch weniger als den EU-Beitritt in Aussicht
stellt (vgl. Fröhlich 2007: 77; Gänzle 2007: 110 ff.). Durch die Finalität des EU-Beitritts, die weit
über sektorale Kooperationsformen anderer internationaler und regionaler Organisationen hinaus-
geht, konnte der Demokratisierungsprozess in Ostmitteleuropa und dem Baltikum eine besondere
Dynamik entwickeln (vgl. Gawrich / Lapins 2006: 14 ff.; Kneuer 2007: 108 ff.). Einige Autoren wei-
sen allerdings zu Recht darauf hin, dass in den EU-Mitgliedstaaten Ostmitteleuropas und des Balti-
kums auch schon ein gewisses „Ausgangsniveau“ und ein grundsätzliches Bekenntnis zu demokrati-
schen Grundwerten bereits vorherrschte. Dies wird auch durch den Umstand illustriert, dass der ma-
terielle Anteil von Demokratieförderungsmaßnahmen – gemessen am von der EU gewährleisteten fi-
nanziellen Gesamtvolumen in der Region in den 1990er Jahren – lediglich etwa bei einem Prozent
lag (Raik 2004: 568 f.). Die Effektivität des Prinzips politischer Konditionalität hängt demnach vor
allem vom Umfang internationaler Unterstützungsleistungen und deren Verhältnis zu den internen
Strukturanpassungskosten ab (Schimmelpfennig / Engert / Knobel 2005: 30 ff.). Wie bereits betont,
ist das Engagement der EU auf dem westlichen Balkan stark in den Kontext stabilitätsfördernden, zi-
vilen Krisenmanagements zu bringen, was in der Etablierung eines speziellen EU-Instrumentariums
(Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess) für diese Region ihren Ausdruck findet. Der Koopera-
tionstiefe semisouveräner Staaten mit eingeschränkter Handlungsautonomie und schwacher Staat-
lichkeit (Bosnien-Herzegowina, Kosovo) oder tief gespaltener Gesellschaftsordnungen (Mazedo-
nien, Serbien, Kroatien) mit der EU wären ansonsten deutlich engere Grenzen gesetzt. Die Europäi-
sche Nachbarschaftspolitik (ENP) kann hingegen in erheblich geringerem Maße Anreize für
Demokratisierung setzen, was sich vor allem aus der Heterogenität der Zielländer, Problemstellun-
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3 Auch amerikanische Demokratieförderung sieht sich mit einem ähnlichen Problem konfrontiert, wobei im
Wesentlichen folgende dominante Organisationsstrukturen unterschieden werden können: USAID, NED
(National Endowment for Democracy), Außen- Finanz und Verteidigungsministerium, Weißes Haus und
Kongress betreiben ihre Maßnahmen mit völlig unterschiedlichen Absichten, Methoden und Mitteln (Ca-
rothers 2007a; Karatnycky / Ackerman 2005: 9 ff.; Spence 2005: 11-30).
gen und Handlungsgrundlagen der EU ergibt (Beichelt 2007: 10-16; Schimmelpfennig / Scholtz
2008: 187 ff.). Die EU hat auf dieses Problem in den letzten Jahren verstärkt mit der Bilateralisierung
der Beziehungen zu den betreffenden Staaten und eine individuell angepasste Ausdifferenzierung
der Anreiz- und Motivationsstruktur reagiert.
Um die unterschiedliche Integrationstiefe der Systemwechselstaaten in der betreffenden Region im
Verhältnis zur EU nachzuvollziehen, bietet sich die Modellierung des Verhältnisses zwischen der
EU und potentieller Mitgliedstaaten an, wobei beide die Wahl haben, miteinander unter der Zielgabe
der EU-Erweiterung zu kooperieren oder aber getrennte Weg zu gehen. Während die Entscheidung
der EU im jeweiligen Kontext maßgeblich von der eigenen Integrationskapazität und -tauglichkeit
abhängt, so spielt bei potentiellen Bewerbern die entscheidende Rolle, ob die durch diese Option zu
erwartende Nutzen die internen Strukturanpassungskosten in den Ländern übersteigen. Hieraus er-
geben sich demnach vier Konstellationen, denen sich die Staaten Ost-, Ostmittel- und Südosteuropas
sowie der sowjetischen Nachfolgestaaten zuordnen lassen (vgl. Steunenberg / Dimitrova 2007: 5 ff.).
Im Idealfall fällt der Wunsch der EU und des betreffenden Staates nach vollständiger Integration in
die EU zusammen, wie dies bei den acht, 2004 beigetretenen Mitgliedstaaten des Baltikums und Ost-
mitteleuropas der Fall war. Sind beide Seiten nicht zu einer engeren Zusammenarbeit gewillt oder be-
fähigt, so kommt keine Beitrittschance zustande – die Staaten Zentralasiens, des Südkaukasus (mit
dem Sonderfall Georgien), die Russische Föderation und die Republik Belarus wären hierfür Bei-
spiele. Für die Ausrichtung und Zielstellungen externer Demokratieförderungsmaßnahmen der EU
wird es vor allem bei entsprechenden Mischkonstellationen interessant: So im Falle, dass die EU eine
Beitrittsoption offen hält, obwohl das betreffende Land entsprechende Vorgaben verfehlt (z.B. Ru-
mänien, Bulgarien, westlicher Balkan, Türkei)4 oder ein Land einen auf vollständige Integration zie-
lenden Reformkurs einschlägt, was von der EU jedoch aus verschiedensten Gründen nicht mit einer
Beitrittsgarantie honoriert werden kann (mit Einschränkung Ukraine, Georgien, Republik Moldau).
Gerade mit der nach der Osterweiterung zunächst eingeschränkten politischen Integrationsfähigkeit
der EU wird die Erfolgsbilanz europäischer Demokratieförderung somit zunehmend ambivalenter
und die Strategie externer Demokratieförderung inkonsistenter, woraus einige unvorhergesehene
„Nebeneffekte“ resultieren können (vgl. Youngs 2008: 3 ff.).
„Nebeneffekte“ und Herausforderungen externer Demokratieförderung in
Osteuropa
Aus der eingangs formulierten Definition ergibt sich, dass externe Demokratieförderung selbst dem
Wesen nach ja nur ein temporäres Phänomen in den entsprechenden Zielländern darstellen kann.
Hieran knüpft sich eine Vielzahl von Problemlagen. In erster Linie können aus Fördermaßnahmen
Abhängigkeiten in den Zielländern entstehen, neue Ungleichheiten verstetigt oder eine erhebliche
Verzerrung innenpolitischer Realitäten bewirkt werden, was die jungen Demokratien Ost-, Ostmit-
tel- und Südosteuropas sowie die Staaten im postsowjetischen Raum vor enorme innenpolitische Be-
lastungsproben stellen kann (vgl. Ekiert 2007: 4 ff.). Gerade auch in den neuen Mitgliedstaaten Ost-
mitteleuropas, des Baltikums und in Bulgarien und Rumänien sprechen einige Indizien dafür, dass
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4 So sah sich die EU aufgrund entsprechender Verfehlungen in Rumänien und Bulgarien genötigt, zwei Mal
vom vorgegebenen Zeitplan abzuweichen, da die betreffenden Staaten in den Bereichen Justiz- und Ver-
waltungsreform sowie Korruptionsbekämpfung erhebliche Defizite aufwiesen (Bechev / Noutcheva 2008:
120 ff.; Steunenberg / Dimitrova 2007).
der normative Wert externer Demokratieförderung dem Prozess institutioneller und ökonomischer
Harmonisierung nachgeordnet worden ist. Hier stellt sich die Frage, ob die Rolle der EU als Demo-
kratieförderer im Zuge der Osterweiterung nicht überschätzt wird. So haben sich beispielsweise aus
dem nicht verhandelbaren Transfer des acquis und den Entscheidungsverfahren bei dessen Imple-
mentierung sowie den oft informellen Formen der Einflussnahme zahlreiche Einschränkungen für
die Demokratiequalität in den neuen Mitgliedstaaten ergeben, die auf einen „Export des Demokratie-
defizits der EU“ hinweisen. Neben dem für die EU typischen Exekutionalismus treten noch weitere
Probleme auf, die sehr stark verdeutlichen, dass an der Nachhaltigkeit einer durch politische und
ökonomische Konditionalität erzeugten Demokratisierung berechtigte Zweifel bestehen. Die voll-
ständige Durchdringung der Innenpolitik erweckt in vielen neuen Mitgliedstaaten den Eindruck, nur
geringfügig auf Politikgestaltung innerhalb der EU und im eigenen Land einwirken zu können und
einem fremdgesteuerten Automatismus ausgeliefert zu sein. Das Institutionensystem wurde inner-
halb weniger Jahre fundamental überformt und konnte sich nicht kontinuierlich entwickeln. Die
empfundene Marginalisierung wird zudem durch die vergleichsweise geringe Größe und
Bevölkerungszahl der meisten neuen Mitgliedstaaten bedingt. Auch der ökonomischen Konvergenz
mit der EU-15 ist in den neuen Mitgliedstaaten Grenzen gesetzt (vgl. Ekiert 2007: 16 ff.; Raik 2004:
567 ff.).
Gewisse Schieflagen zwischen Geber- und Empfängerstaaten ergeben sich zudem aus der Tendenz,
dass sich die Konzipierung und Umsetzung externer Demokratieförderung oft an „in-issues“ in den
Geberländern orientiert ist und nicht ausreichend auf die regionalen Spezifika und Anforderungen in
den Zielregionen eingegangen wird (Bunce / Wolchik 2006: 1 ff.; McFaul 2007: 46 f.). Hieraus kön-
nen sich erhebliche Fehlleistungen ergeben. So ist in bestimmten Zielländern – insbesondere in eini-
gen postsowjetischen Staaten (Russische Föderation, Ukraine) – eine spezifische „Förderindustrie“
entstanden, die im Rahmen konkreter Zielsetzungen externer Demokratieförderung zwar einen
wichtigen Beitrag leisten kann, jedoch gegenwärtig kaum Breitenwirkung auf größere Bevölke-
rungsteile oder Ausstrahlungskraft auf angewandte Politik erzielen kann. Zudem folgt die Gewäh-
rung von Förderleistungen mitunter zu offensichtlich den Präferenzen der Geberländer und kommt
häufig konkret angebbaren Akteuren zu Gute. In diesem Zusammenhang ist den „farbigen Wahlre-
volutionen“ in der Slowakei (1998), Serbien (2000), Georgien (2003) und der Ukraine (2004) beson-
deres Interesse entgegen zu bringen. Europäische – und stärker noch amerikanische externe Demo-
kratisierungsmaßnahmen – haben bei den sich im Zuge von Wahlen vollziehenden „zweiten System-
wechseln“ in diesen Staaten eine herausragende Rolle gespielt (Bunce / Wolchik 2007; McFaul
2007: 48 ff.).5 In einigen Fällen, so insbesondere in der Ukraine und in Georgien, werden die Wahl-
ausgänge der „farbigen Revolutionen“ jedoch von einem nicht unerheblichen Teil der Bevölkerung
und der politischen Elite als vorrangig durch externe Kräfte fabriziert und inszeniert betrachtet, wor-
in mitunter ein Indiz für die Erosion staatlicher Souveränität gesehen wird.6 Westliche Akteure haben
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5 Zum erweiterten Kreis lassen sich ab 1996 zudem Bulgarien, Kroatien und Rumänien zählen. Die „Tulpen-
revolution“ in Kirgisien konnte keine Nachhaltigkeit erzeugen und wird daher hier nicht berücksichtigt.
Bisher blieb ähnlichen Maßnahmen bei Wahlen in Armenien, Belarus und Aserbaidschan der Erfolg ver-
wehrt. Die externe Unterstützung freier und kompetitiver Wahlen lässt sich in den USA bis in die 1980er
Jahre zurückverfolgen. Als erfolgreich dürfen die auf diesem Wege eingeleiteten Demokratisierungspro-
zesse auf den Philippinen (1986), in Chile (1988) und Nicaragua (1990) gelten (Bunce / Wolchik 2006: 8
ff.).
6 Georgien und die Ukraine sind nach Israel finanziell die größten Nutznießer amerikanischer, externer Un-
terstützungsmaßnahmen. Gemessen an den Gesamtaufwendungen pro-Kopf hat kein Land seit Mitte der
1990er Jahre mehr Unterstützung erhalten als Georgien, wo man die zentrale Zubringerstraße zum Flugha-
bei der „Partnerwahl“ in diesen Fällen vor allem verschiedene regimeoppositionelle Gruppierungen
begünstigt, denen allein aufgrund ihres Status affektiv eine besondere Demokratiekompetenz und zi-
vilgesellschaftliche Verankerung zugeschrieben wurde. Die einseitige Bevorzugung von oppositio-
nellen Akteuren kann jedoch die Glaubwürdigkeit von Förderern wie Geförderten untergraben. In
diesem Zusammenhang ist auch das mitunter stark kritisierte Vorgehen der EU zu betrachten, dass
auch der Dialog mit den Amtsinhabern und Regierungsstrukturen in Autokratien oder illiberalen De-
mokratien gesucht wird, auch wenn der Handlungsspielraum von Fördermaßnahmen sehr be-
schränkt bleibt und mitunter auf offene Ablehnung stößt (Hanisch 2004; Wieck 2006: 58 ff.). Wo
Demokratieförderung demnach zu „aufgesetzt“ wirkt und nicht nach klar formulierten, überprüfba-
ren und in den Zielregionen akzeptierten Kriterien verfahren wird, können derartige Maßnahmen in
den betreffenden Staaten innenpolitisch destabilisierend wirken. Bestehen zudem noch Vorbehalte
gegen die Zielstellungen der Geberländer innerhalb der Bevölkerung und einem Teil der politischen
Elite in den Zielregionen, so können autokratische Regime mitunter noch einen Popularitätszuwachs
verzeichnen. Gleiches gilt für negative Sanktionen, die sich als regimestabilisierend für autokratisch
regierte Staaten (z.B. Belarus) erweisen können (Carothers 2007b: 13 ff.). Geberländer sollten sich
unter Berücksichtigung regionaler Spezifika in den Zielländern um eine möglichst „indigene“ Form
der Demokratieförderung bemühen, um asymmetrische Interdependenzen zu vermeiden, auch wenn
dies mit Hinblick auf die jungen Staaten in Osteuropa ohne eigene demokratische Traditionen und
Staatlichkeit mitunter schwierig erscheinen mag (vgl. GTZ 2004: 15 ff.; Pop-Eleches 2007: 156 ff.).
Demokratisierungsprozesse – ob nun von inneren oder äußeren Faktoren bedingt – birgen ein enor-
mes Konflikt- und Destabilisierungspotenzial. Hier sieht sich die EU als externer Demokratisierer
gerade in ihrem unmittelbaren Umfeld einem Zielkonflikt zwischen sicherheitspolitisch motivierter
Gewährleistung von Stabilität und der normativ ausgerichteten Förderung einer als universalistisch
verstandenen, liberaldemokratisch und republikanisch verfassten Gesellschaftsordnung. Der Primat
der Sicherheitspolitik kann zu ambivalenten Ergebnissen in der externen Demokratieförderung füh-
ren. In Staaten mit verzögerten und unvollständigen Systemwechseln, deren Regierungssysteme un-
terschiedliche hybride Mischformen mit autokratischen Herrschaftselementen annehmen können,
sind mitunter westliche Demokratieförderungsprogramme als Ursache innenpolitischer Destabilisie-
rung und Konflikten ausgemacht worden (Jünemann / Knodt 2006: 118 f.). Mitunter haben auch Re-
gierungen mit schwachem Demokratiebekenntnis in unterschiedlicher Weise gelernt, mit dem durch
Maßnahmen der Demokratieförderung erzeugten Anpassungsdruck umzugehen und ihn nach Mög-
lichkeit zu ihren Gunsten einzusetzen. In Anknüpfung daran attestieren einige Politikwissenschaftler
voll entwickelten Diktaturen bessere Aussichten auf eine erfolgreiche Demokratisierung als
Semiautokratien oder illiberalen Demokratien, die in dieser Hinsicht bereits bestimmte Anpassungs-
strategien entwickeln konnten (Beaulieu 2009; McFaul 2007: 52 ff.).
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fen Tiflis zu Ehren des damaligen US-amerikanischen Präsidenten 2005 in „George W. Bush Street“ umbe-
nannte (Bunce / Wolchik 2006: 5 ff.). In der Ukraine wurde beispielsweise im Kontext der „Orangenen Re-
volution“ mitunter die amerikanische Staatsangehörigkeit der Frau von Präsidentschaftskandidat Viktor
Juschtschenko Kateryna, die u.a. in der Abteilung für Öffentlichkeitsarbeit am Weißen Haus und im Justiz-
ministerium tätig war, als Indiz für dessen eingeschränkte Handlungsautonomie und „Hörigkeit“ gegen-
über der USA gewertet.
Schlussfolgerungen und Perspektiven
In diesem Beitrag wurde der Versuch unternommen, zunächst die Grundsätze und Prioritäten euro-
päischer externer Demokratieförderung zu verorten sowie eine Zwischenbilanz und weitere Perspek-
tiven für Ost-, Ostmittel- und Südosteuropa sowie den postsowjetischen Raum aufzuzeigen. Die EU
und ihre Mitgliedstaaten stehen dabei vor der Herausforderung, die Auswahl neuer Strategien, Ziel-
stellungen, Instrumente und Erfolgskriterien in der Region an ein verändertes internationales Umfeld
anzupassen, um einem nachhaltigen Glaubwürdigkeits- und Legitimationsverlust als Demokratie-
promoter entgegen zu wirken. Über welche Wirkungshebel verfügt die EU vor allem im postsowjeti-
schen Raum noch?
In den Staaten Ostmitteleuropas und des Baltikums, wo aufgrund geographischer, kultureller, histo-
rischer und ökonomischer Faktoren die Aussichten auf eine Integration und die damit verbundenen
Gewinne am höchsten waren, konnte dieser Prozess mit der EU-Osterweiterung abgeschlossen wer-
den (Pop-Eleches 2007: 142 ff.). Die betreffenden Staaten leisten bereits mit unterschiedlichen Ziel-
stellungen im Rahmen der EU, anderer regionaler Organisationen oder bilateral einen nicht unerheb-
lichen Eigenbeitrag externer Demokratieförderung (Jonavicius 2008). Dennoch wurde in diesem
Beitrag explizit darauf hingewiesen, dass das Prinzip der politischen und ökonomischen Konditiona-
lität mitunter mit den Ansprüchen einer normativ betriebenen Demokratieförderung kollidieren
kann. Unter der Zielgabe eines vollständigen Beitritts zur EU konnte externe Demokratieförderung
zunächst eine völlig andere Integrationsdynamik entwickeln als dies beispielsweise im Rahmen der
Europäischen Nachbarschaftspolitik möglich ist. Die häufig unterstellte „Demokratisierungsresis-
tenz“ bestimmter Regionen und Staaten (z.B. Zentralasien, Südkaukasus, Russische Föderation) ent-
springt also neben innenpolitischen Faktoren auch einer begrenzten Inklusionskraft und fehlender
Anreize durch die EU. Künftig steht die EU insbesondere in den Staaten mit einer zumindest lang-
fristig realistischen und praktikablen Beitrittsperspektive (Ukraine, Republik Moldau mit Einschrän-
kung Republik Belarus) vor der Herausforderung, die Effizienz externer Demokratieförderung in
den entsprechenden Staaten durch ein lukratives System von Belohnungen und Gegenleistungen zu
erhöhen. In diesen Staaten und auf dem westlichen Balkan sind auch künftig die
Schwerpunktregionen europäischer Demokratieförderung zu vermuten. Wesentlich bescheidenere
Ziele und Ergebnisse werden auch weiterhin für die Staaten des südlichen Kaukasus und Zentral-
asiens zu erwarten sein.
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